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Sehr geehrte Damen & Herren, 

auch im kommenden Jahr werden die Sozialabgaben steigen. Vor allem 

Gutverdiener werden wohl deutlich mehr zahlen müssen. Eine echte Überra-

schung ist es nicht, dass die Sozialabgaben – also die Beiträge zur gesetzli-

chen Rente, sowie der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung –

steigen werden. Bislang war der Umfang der Steigerung nicht absehbar, 

doch nun sind erste Werte durchgesickert.  

 

Analog zur vergleichsweise positiven Einkommensentwicklung sollen dem-

nach die Beitragsbemessungsgrenzen relativ stark angehoben werden. Da-

mit müssen vor allem Gutverdiener mehr zahlen. Allerdings werden durch 

steigende Beitragssätze voraussichtlich auch Normalverdiener stärker zur 

Kasse gebeten. Die Beitragsbemessungsgrenzen bilden das maximale Gehalt 

ab, das bei der Beitragsberechnung angesetzt wird. Darüber steigt der Bei-

trag nicht mehr weiter. Die höchste Grenze gilt in der gesetzlichen Renten-

versicherung. Von 2025 an soll der Rentenbeitrag dort bundesweit auf bis zu 

8050 EUR Bruttogehalt im Monat anfallen. Noch liegt die Grenze in den al-

ten Bundesländern bei 7.550 EUR und in den neuen Bundesländern bei 

7.450 EUR. In der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung ist die 

Grenze, ab der der Beitrag nicht mehr weiter steigt, niedriger. Von 2025 an 

soll sie bei 5.512,50 EUR liegen, noch sind es 5.175 EUR monatlich. Höhere 

Beitragsbemessungsgrenzen wirken sich nur aus, wenn das eigene Gehalt 

über der alten Grenze liegt. Lag es ohnehin darunter, war schon bisher der 

entsprechende Beitrag auf das Gesamteinkommen fällig. Insofern wirkt sich 

diese Anpassung nur bei Gutverdienern aus. Durch die Anpassung sollten 

Besserverdienende entsprechend der durchschnittlichen Lohnentwicklung 

relativ gleichbleibend an der Finanzierung der Sozialversicherung beteiligt 

werden, argumentiert das Bundesarbeitsministerium. 

 

Allerdings ist das nur die halbe Wahrheit. Denn schon jetzt zeichnet sich ab, 

dass auch die Beitragssätze zu den Sozialversicherungen 2025 teils deutlich 

steigen werden. In der gesetzlichen Krankenversicherung wird erwartet, dass 

der kassenindividuelle Zusatzbeitrag im Schnitt von 1,7 % auf 2,45 % steigen 

könnte. Bei der gesetzlichen Pflegeversicherung könnte der Beitragssatz bei 

Angestellten mit einem Kind von 3,4 % auf 3,6 % steigen, je hälftig von Ar-

beitnehmer und Arbeitgeber zu tragen. Auch ein noch stärkerer Anstieg ist 
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möglich. Je nach Anzahl der Kinder sind bei der Pflegeversicherung abwei-

chende Beitragssätze möglich. Bei Kinderlosen sind es bislang schon 4,0 %, 

von denen der Arbeitnehmer 2,3 % zu tragen hat.  

 

Eine gute Nachricht: Wenigstens der Beitrag zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung soll aller Voraussicht nach auch 2025 unverändert bei 18,6 % liegen. 

 

Ob und wie stark die Beitragssätze in den verschiedenen Zweige der gesetz-

lichen Sozialversicherungen steigen werden, steht derzeit noch nicht fest. 

Die genannten Werte sind Schätzungen. Zudem sind auch bei anderen Sozi-

alabgaben noch Anhebungen möglich, etwa bei der Arbeitslosenversiche-

rung. Diese Anhebungen haben einen großen Effekt. Anders als die höheren 

Beitragsbemessungsgrenzen treffen die höheren Beitragssätze alle Arbeit-

nehmer. Schließlich steigt damit auch unterhalb der alten Bemessungsgren-

zen der zu zahlende Beitrag. 

 

Weitere Neuigkeiten lesen Sie in der aktuellen Folge der Monatsinformation. 

Wenden Sie sich gerne direkt an uns, wenn Sie konkrete Fragen zu den Bei-

trägen oder anderen Themen haben – wir stehen Ihnen gerne Rede und 

Antwort 

 

Viele Grüße 

Dietmar Leins & Gundula Seitz-Bubeck 
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Keine einkommensteuerliche Anerken-

nung eines Ehegatten-Mietverhältnisses 

bei unklarer Vertragsgestaltung 

Ein zwischen Ehegatten geschlossenes Mietverhältnis ist 

mangels Fremdüblichkeit nicht steuerlich anzuerkennen, 

wenn es bereits an einer klaren und eindeutigen Ver-

tragsgestaltung fehlt. So entschied das Niedersächsische 

Finanzgericht. 

Im Rahmen eines Ehegattenmietverhältnisses (hier: 

Überlassung von Räumlichkeiten zum Betrieb einer 

Rechtsanwaltskanzlei) besteht eine Anpassungspflicht 

hinsichtlich des Mietvertrags bis hin zur Vereinbarung 

einer unentgeltlichen Nutzungsüberlassung, wenn die 

Mietzahlungen nur noch aus gemeinsamen Mitteln der 

Ehegatten aufgebracht werden können. 

Im Streitfall hatten die Vertragsparteien die folgenden 

Vertragsänderungen nur noch mündlich getroffen: die 

Aufgabe der ursprünglich vorgenommenen Aufteilung 

der Miete in Nettomiete und abzurechnende Nebenkos-

ten, die Veränderungen betreffend den Umfang der 

gemieteten Fläche, die Höhe der Miete, die Nutzungs-

änderungen durch den Um- und Ausbau sowie die teil-

weise Nutzung durch die Tochter abweichend von der 

ursprünglich vertraglichen Vereinbarung. 

Der BFH hat nun zu klären, welche Kriterien bei einem 

Ehegatten-Mietverhältnis zur Annahme der Fremdüb-

lichkeit führen. Einschlägige Streitfälle sollten im Hin-

blick auf das anhängige Revisionsverfahren offengehal-

ten werden. 

Steuerberatungskosten sind für die Er-

mittlung des Veräußerungsgewinns zu 

berücksichtigen 

Steuerberatungskosten, die im Zusammenhang mit der 

Ermittlung eines nach EStG steuerpflichtigen Veräuße-

rungsgewinns angefallen sind, sind Veräußerungskosten 

im Sinne des EStG und mindern daher den steuerpflich-

tigen Veräußerungsgewinn. So entschied das Hessische 

Finanzgericht. 

Das Gericht ist zur Überzeugung gelangt, dass es sich 

bei den geltend gemachten Aufwendungen um Veräu-

ßerungskosten im Sinne des EStG handelt. Laut der vor-

gelegten Rechnung des Steuerberaters stellen die gel-

tend gemachten Aufwendungen Gebühren für die Er-

mittlung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb nebst antei-

ligen Auslagen dar, die als einkünftebezogene Steuerbe-

ratungskosten gewinnmindernd zu berücksichtigen sind. 

Die streitgegenständlichen Steuerberatungskosten sind 

durch den Veräußerungsvorgang veranlasst, da das 

„auslösende Moment“ für die Entstehung dieser Auf-

wendungen in dem Veräußerungsvorgang selbst be-

steht. 

Gegen diese Entscheidung des Hessischen Finanzge-

richts wurde Revision eingelegt. 

Kindergeldanspruch bei nachträglich be-

kannt gewordenem Ausbildungsverhältnis 

eines volljährigen Kindes 

Die Beteiligten stritten darüber, ob der Aufhebungs- 

und Erstattungsbescheid der Beklagten bzgl. des Kin-

dergelds aufgrund des vom Kläger nachträglich vorge-

legten Nachweises über das Ende der Ausbildung seines 

Sohnes korrigiert werden muss.  

Ein nachträglich vorgelegtes Schreiben des Ausbil-

dungsbetriebs, aus dem hervorgeht, dass sich ein voll-

jähriges Kind in Ausbildung befand, sodass dem An-

spruchsteller Kindergeld zustand, ist nach einem Urteil 

des Finanzgerichts Bremen ein nachträglich bekannt 

gewordenes Beweismittel, welches den zuvor ergange-

nen Aufhebungs- und Erstattungsbescheid in sachlich-

rechtlicher Hinsicht rechtswidrig macht. 

Der Beteiligte handelt aber grob schuldhaft, wenn er es 

versäumt, Einspruch einzulegen, obwohl sich ihm inner-

halb der Einspruchsfrist die Vorlage eines der Finanzbe-

hörde bisher nicht bekannten Beweismittels hätte auf-

drängen müssen. Der Kläger kann daher die Korrektur 

des bestandskräftig gewordenen Bescheides weder nach 

SGB X oder EStG noch nach AO erreichen. 
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Teilweise Schenkung einer Immobilie ist 

kein privates Veräußerungsgeschäft 

Teilentgeltliche Übertragungen von Immobilien im We-

ge der vorweggenommenen Erbfolge unterhalb der 

historischen Anschaf-

fungskosten sind kei-

ne tatbestandlichen 

Veräußerungen im 

Sinne des EStG. Somit 

ist nach Auffassung 

des Niedersächsischen 

Finanzgerichts die 

Betrachtung der Fi-

nanzverwaltung, dass 

bei solchen teilent-

geltlichen Übertra-

gungen wie im Streit-

fall rechnerisch für den Übertragenden ein privater Ver-

äußerungsgewinn entstehen könnte, unzutreffend. Vor 

allem besteht in solchen Fällen kein Anlass, eine Auftei-

lung des einheitlichen Übertragungsvertrages im Wege 

der vorweggenommenen Erbfolge in einen entgeltlichen 

und einen unentgeltlichen Teil anhand des Verkehrswer-

tes vorzunehmen. 

Gegen die Entscheidung wurde Revision bei BFH einge-

legt. 

Doppelbesteuerungsabkommen: Grenz-

gängerregelung bei nicht ganzjähriger 

Beschäftigung 

Das Finanzgericht München entschied, dass bei einem 

Arbeitnehmer, der nicht während des gesamten Kalen-

derjahres in dem anderen Staat beschäftigt ist, die für 

die Grenzgängereigenschaft nicht schädlichen Tage der 

Nichtrückkehr so zu berechnen sind, dass für einen vol-

len Monat der Beschäftigung fünf Tage und für jede 

volle Woche der Beschäftigung ein Tag anzusetzen ist. 

Im Streitfall hatte der Kläger seit 2016 einen Wohnsitz in 

der Schweiz und wurde in Deutschland als beschränkt 

steuerpflichtig veranlagt. Er erzielte Einkünfte aus nicht-

selbstständiger Arbeit bei einer inländischen GmbH. Das 

Arbeitsverhältnis zwischen dem Kläger und der GmbH 

wurde durch Aufhebungsvertrag mit Wirkung zum 

31.12.2018 aus betrieblichen Gründen beendet. Ab dem 

01.05.2018 war der Kläger unter Fortzahlung des monat-

lichen Fixeinkommens von der Verpflichtung zur Ar-

beitsleistung unwiderruflich freigestellt worden. Der 

Kläger war der Meinung, dass er als Grenzgänger im 

Sinne des Doppelbesteuerungsabkommens mit der 

Schweiz (DBA-Schweiz) mit seinen Einkünften aus nicht-

selbstständiger Arbeit nur – mit Ausnahme eines Quel-

lensteuereinbehalts für Deutschland von 4,5 % – in der 

Schweiz zu besteuern sei. Die für das Negieren der 

Grenzgängerregelung erforderliche Anzahl von mehr als 

60 Nichtrückkehrtagen habe er mit nur 35 Nichtrück-

kehrtagen nicht erreicht. Das beklagte Finanzamt war 

der Ansicht, dass für die Grenzgängereigenschaft nur 

das aktive Beschäftigungsverhältnis bis Mai 2018 maß-

geblich ist, sodass die im DBA vorgesehene 60-Tages-

Grenze auf 22 Nichtrückkehrtage zu kürzen sei; diese 

Grenze von 22 Nichtrückkehrtagen wurde durch die 

vorliegenden 35 Tage überschritten. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts München ist die 

Klage unbegründet, da das Finanzamt die Anzahl der 

maßgeblichen Nichtrückkehrtage zutreffend mit 22 Ta-

gen bestimmt hat, sodass diese Grenze durch die vorlie-

genden 35 Nichtrückkehrtage überschritten wurde. Da-

mit scheidet eine Grenzgängereigenschaft und somit ein 

Besteuerungsrecht der Schweiz gemäß DBA-Schweiz 

aus. 

Für Erbschaftsteuerpflichtige 

Begünstigungsvorschriften für den Erwerb 

eines Kommanditanteils bei Erbschafts-

teuer anwendbar 

Der BFH hat entschieden, dass die Begünstigungsvor-

schriften gemäß ErbStG (a. F.) für den Erwerb eines 

Kommanditanteils auch dann anwendbar sind, wenn 

dieser im Rahmen einer Erbauseinandersetzung erfolgt. 

Entscheidend ist, dass ein innerer Zusammenhang zwi-
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schen dem Vermögenstransfer und der Erbauseinander-

setzung besteht.  

Im vorliegenden Fall war dieser gegeben, da der Kläger 

bereits zu 80 % an der Kommanditgesellschaft beteiligt 

war und weitere 10 % geerbt hatte. Zudem wurde die 

Steuervergünstigung für ein Wohngrundstück und ein 

Familienheim anerkannt, obwohl die Frist von sechs 

Monaten überschritten wurde. 

Der BFH stellte klar, dass es keine zeitliche Begrenzung 

für den Begünstigungstransfer gibt, solange die Erbaus-

einandersetzung auf einem konsistenten Willen basiert 

und kein anderer Beschluss vorliegt. Die Entscheidung 

hat Auswirkungen auf die Praxis, da sie zeigt, dass die 

Finanzverwaltung ihre Richtlinien anpassen muss. 

Hinweis 

Es bleibt abzuwarten, wann die Finanzverwaltung 

die Änderung der ErbStH nach diesem Urteil vor-

nimmt. Bei dagegen verstoßenden Steuerbe-

scheiden ist ein Einspruch oder eine Sprungklage 

dringend zu empfehlen. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Finanzamt kann Berichtigung des Vor-

steuerabzugs aus Anzahlung bei nicht 

ausgeführter Lieferung verlangen 

Der Besteller, der vor Ausführung der Lieferung eine 

Anzahlung geleistet hat, hat den Vorsteuerabzug zu 

berichtigen, wenn die bestellte Lieferung nicht ausge-

führt wird. So entschied das Sächsische Finanzgericht. 

Der Höhe nach hat die Berichtigung so zu erfolgen, dass 

der Betrag des endgültig vorgenommenen Vorsteuerab-

zugs demjenigen entspricht, zu dessen Vornahme der 

Steuerpflichtige berechtigt gewesen wäre, wenn die 

Änderung ursprünglich berücksichtigt worden wäre. 

Es wurde die Revision zum BFH eingelegt. Dieser muss 

nun klären, ob die Zahlung aus einer Anzahlungsbürg-

schaft als Rückzahlung der Anzahlung anzusehen ist, 

und ob die Berichtigung der Vorsteuer des Unterneh-

mers erst dann verlangt werden kann, wenn auch die 

Umsatzsteuer an ihn zurückgezahlt worden ist. 

Verfahrensrecht 

Korrektur bestandskräftiger Steuerbe-

scheide nach Außenprüfung ist zulässig 

Die Art und Weise, in der ein Steuerpflichtiger, der sei-

nen Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung er-

mittelt, seine Aufzeichnungen geführt hat, ist eine Tatsa-

che, die – wird sie dem Finanzamt nachträglich bekannt 

– zur Korrektur eines bestandskräftigen Einkommen-

steuerbescheids führen kann. So entschied der BFH. 

In den Jahren 2013 und 2014 ermittelte der Kläger, ein 

Einzelunternehmer, seinen Gewinn im Wege der Ein-

nahmenüberschussrechnung. Das Finanzamt veranlagte 

ihn zunächst erklärungsgemäß und ohne Vorbehalt der 

Nachprüfung. Eine spätere Außenprüfung beanstandete 

die Aufzeichnungen des Klägers als formell mangelhaft 

und führte zu einer Hinzuschätzung. Das Finanzamt 

änderte daraufhin die bestandskräftigen Einkommen-

steuerbescheide der Streitjahre 2013 und 2014. Dies sei 

auch verfahrensrechtlich zulässig, da im Rahmen der 

Außenprüfung nachträglich steuererhöhende Tatsachen 

bekannt geworden seien. 

Dem folgte der BFH im Grundsatz. Die AO lässt eine 

Änderung bestandskräftiger Steuerbescheide nicht nur 

dann zu, wenn feststeht, dass der Steuerpflichtige Be-

triebseinnahmen nicht aufgezeichnet hat. Auch die Art 

und Weise, in der der Steuerpflichtige seine Aufzeich-

nungen geführt hat, ist im Sinne der AO eine Tatsache. 

Dies gilt für Aufzeichnungen über den Wareneingang 

ebenso wie für sonstige Aufzeichnungen oder die übrige 

Belegsammlung eines Steuerpflichtigen, der seinen Ge-

winn durch Einnahmenüberschussrechnung ermittelt, 

auch wenn die Einnahmenüberschussrechnung keine 

Verpflichtung zur förmlichen Aufzeichnung der Be-

triebseinnahmen und Betriebsausgaben vorsieht. 



Oktober 2024 – Monatsinformation 

 

5 

Hinweis 

Darüber, ob im Streitfall eine Änderung der be-

standskräftigen Steuerbescheide zulässig war, 

konnte der BFH allerdings – mangels hinreichen-

der Feststellungen des Finanzgerichts zur Rechts-

erheblichkeit – nicht abschließend entscheiden. 

Die Tatsache, ob und wie der Steuerpflichtige sei-

ne Bareinnahmen aufgezeichnet hat, ist rechtser-

heblich, wenn das Finanzamt bei deren vollstän-

diger Kenntnis bereits im Zeitpunkt der Veranla-

gung zur Schätzung befugt gewesen wäre und 

deswegen eine höhere Steuer festgesetzt hätte. 

Da eine Schätzungsbefugnis des Finanzamts in 

bestimmten Fällen auch bei formellen Mängeln 

der Aufzeichnungen über Bareinnahmen besteht, 

muss das Finanzgericht im zweiten Rechtsgang 

prüfen, ob die Unterlagen des Klägers Mängel 

aufwiesen, die zur Hinzuschätzung von Betriebs-

einnahmen führen. 

Sonstige 

Vergabe der Wirtschafts-

Identifikationsnummer ab November 

2024 

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat darüber 

informiert, dass die Wirtschafts-Identifikationsnummer 

(W-IdNr.) stufenweise ohne Antragstellung ab Novem-

ber 2024 zugeteilt werden soll. Sie wird entweder im 

Wege der Öffentlichen Mitteilung oder über das ELS-

TER-Benutzerkonto vergeben. 

Die W-IdNr. gilt auch als bundeseinheitliche Wirt-

schaftsnummer nach dem Unternehmensbasisdatenre-

gistergesetz. Umfangreiche Informationen sowie FAQs 

finden Sie auf der BZSt-Homepage. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Regie-

rungsentwurf einer Verordnung zur Vergabe steuerlicher 

Wirtschafts-Identifikationsnummern (Wirtschafts-

Identifikationsnummer-Verordnung - WIdV) auf seiner 

Internetseite veröffentlicht. Es handelt sich um eine zu-

stimmungspflichtige Rechtsverordnung, weswegen der 

Bundesrat beteiligt werden muss. 

Förderprogramm „Jung kauft Alt“ für den 

Kauf von Bestandsimmobilien gestartet 

Im September 2024 startete das neue Förderprogramm 

"Jung kauft Alt", das Familien mit minderjährigen Kin-

dern und kleineren bis mittleren Einkommen beim 

Wohneigentumserwerb von sanierungsbedürftigen Be-

standsgebäuden unterstützt. Die Förderung erfolgt mit-

tels zinsverbilligter KfW-Kredite. Für die Zinsverbilligun-

gen der KfW stehen für 2024 insgesamt 350 Mio. EUR 

bereit. Zum Start liegt der Zinssatz bei 35 Jahren Kredit-

laufzeit und einer zehnjährigen Zinsbindung bei 1,51 % 

effektiv. Voraussetzung zur Inanspruchnahme der För-

derung ist u.a. der Erwerb einer Bestandsimmobilie mit 

einem Gebäudeenergieausweis der Klassen F, G oder H. 

In Deutschland trifft dies auf rund 45 % aller Wohnge-

bäude zu. 

Neue Heizungsförderung: Antragstellung 

für alle möglich 

Die Antragstellung für die neue Heizungsförderung 

startete am 27.08.2024 wie geplant auch für die dritte 

und letzte noch offene Antragstellergruppe. Damit kön-

nen jetzt auch Unternehmen, Eigentümer vermieteter 

Einfamilienhäuser sowie Wohneigentümergemeinschaf-

ten bei Maßnahmen am Sondereigentum die Heizungs-

förderung bei der KfW beantragen. Beim Einbau einer 

klimafreundlichen Heizungsanlage oder Anschluss an 

ein Wärme- oder Gebäudenetz sind Investitionszuschüs-

se für Wohn- wie auch Nichtwohngebäude erhältlich. 

Die dritte Antragstellergruppe kann die Grundförderung 

von 30 % der förderfähigen Investitionskosten nutzen, 

plus 5 % Effizienz-Bonus für besonders effiziente Wär-

mepumpen (also insgesamt bis zu 35 % Förderung) oder 

einen Emissionsminderungszuschlag von pauschal 2.500 

EUR für besonders effiziente Biomasse-Heizungen. 
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E-Rechnung: E-Mail-Postfach reicht aus 

Für den Empfang einer E-Rechnung reicht künftig die 

Bereitstellung eines E-Mail-Postfachs aus. Das erklärte 

die Bundesregierung in ihrer Antwort (BT-Drs. 20/12742) 

auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion. Aller-

dings können die beteiligten Unternehmen auch andere 

elektronische Übermittlungwege vereinbaren. 

Gesetzgebung 

Wachstumsinitiative: Signal für klima-

freundliche Mobilität 

Mit der Wachstumsinitiative hat sich die Bundesregie-

rung vorgenommen, die Autoindustrie und ihre Beschäf-

tigten beim Modernisierungsprojekt E-Mobilität zu un-

terstützen. Die steuerliche Förderung von dienstlich 

genutzten E-Autos soll dabei helfen, die Nachfrage nach 

emissionsfreien Fahrzeugen zu erhöhen. 

Für neu zugelassene, rein elektrische und emissionsfreie 

Fahrzeuge sollen Unternehmen die Investitionskosten 

schneller steuerlich geltend machen können. Dazu wird 

eine neue Sonderabschreibung eingeführt. Über einen 

Zeitraum von sechs Jahren können die Anschaffungen – 

beginnend mit einem Satz von 40 % – von der Steuer 

abgeschrieben werden. Die Regelung gilt befristet für 

Anschaffungen im Zeitraum von Juli 2024 bis Dezember 

2028. 

Zusätzlich soll die Dienstwagenbesteuerung für Elektro-

Fahrzeuge erweitert werden. Arbeitnehmer, die einen 

Elektro-Firmenwagen auch privat nutzen, sollen diesen 

Vorteil vergünstigt versteuern können. Dies gilt bislang 

nur, wenn das Auto nach dem sog. Bruttolistenpreis 

höchstens 70.000 EUR kostet. Dieser Betrag wird nun auf 

95.000 EUR angehoben. Die neue Höchstgrenze gilt für 

Firmenwagen, die ab Juli 2024 angeschafft werden bzw. 

wurden. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die vereinbarten 

steuerlichen Regelungen innerhalb des parlamentari-

schen Verfahrens in das Steuerfortentwicklungsgesetz 

aufzunehmen. Mit einer Stellungnahme des Bundesrats 

als nächstem Verfahrensschritt ist vss. am 27.09.2024 zu 

rechnen. 

Grundfreibetrag 2024 soll um 180 EUR 

steigen 

Der Grundfreibetrag in der Einkommensteuer soll für 

das Jahr 2024 um 180 EUR auf 11.784 EUR steigen. Das 

sieht ein Gesetzentwurf der Bundesregierung vor. Der 

steuerliche Kinderfreibetrag soll um 228 EUR auf 6.612 

EUR steigen. 

Die Bundesregierung begründet die Notwendigkeit der 

Erhöhung damit, dass zum 1. Januar 2024 die Leistun-

gen im Sozialrecht stärker gestiegen sind als noch 2022 

im Existenzminimumbericht prognostiziert. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung                                      Oktober/November 2024 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20241 11.11.20242 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt entfällt 

Umsatzsteuer 10.09.2024 11.11.20242 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten bei Zahlung 

durch: 

Überweisung4 14.10.2024 14.11.2024 

Scheck5 1010.2024 11.11.20242 

Gewerbesteuer entfällt 15.11.202 

Grundsteuer entfällt 15.11.2024 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten bei Zahlung 

durch: 

Überweisung4 entfällt 18.11.2024 

Scheck5 entfällt 15.11.2024 

Sozialversicherung7 28.10.8/29.10.2024 27.11.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-

schlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 

Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 

2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-

tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 

frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 

sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 

vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 

Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2024/24.10.8/25.10.2024, jeweils 

0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauf-

tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 

Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 Gilt für Bundesländer, in denen der Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist. 

 


